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1 Einleitung 

Ausgehend von den europäischen Rechtsanforderungen der Richtlinie über die Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme ist Regional- und Bauleitplänen 
eine Zusammenfassende Erklärung beizufügen, die nach abschließender Beschlussfassung, 
Genehmigung und Bekanntgabe des Planwerks zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten ist. 

Für den Regionalen Flächennutzungsplan in seiner Doppelfunktion als Regionalplan und 
gemeinsamer Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr werden 
diese Anforderungen im Baugesetzbuch und Raumordnungsgesetz konkretisiert. 

Danach sind in der Zusammenfassenden Erklärung folgende Inhalte zu behandeln: 

 wie Umwelterwägungen in den Plan einbezogen wurden bzw. Art und Weise der Be-
rücksichtigung der Umweltbelange und des Umweltberichts, 

 wie die Stellungnahmen und Einwendungen bzw. die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden, 

 aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kom-
menden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, und 

 welche Überwachungsmaßnahmen der Auswirkungen auf die Umwelt (Monitoring) 
vorgesehen sind. 

2 Anlass und Erfordernis der RFNP-Änderung 

Der Änderungsbereich umfasst einen ca. 8,8 ha großen Bereich nördlich der Straßen 
Jürgens Hof und Schachtstraße im Stadtteil Horsthausen Elpeshof im Stadtbezirk Sodingen 
der Stadt Herne. Der Bereich ist im wirksamen Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) 
bislang als Gemeinbedarfsfläche Bildung / Allgemeiner Siedlungsbereich dargestellt. Die 
Gemeinbedarfsfläche fasst den Standort einer Hauptschule, einer Grundschule, eines Sport-
platzes und einen Teilstandort einer Behindertenwerkstatt zusammen. 

Im Rahmen einer planerischen Gesamtkonzeption für den Stadtteil Horsthausen wird die 
Grundschule Langforthstraße zusammen mit einer weiteren Grundschule am bisherigen 
Standort der aufgelösten Hauptschule Jürgens Hof zusammengelegt. Der Sportplatz Jürgens 
Hof wird zu Gunsten der Weiterentwicklung einer anderen Sportanlage im Stadtteil zu einem 
Fußballzentrum aufgegeben. Die einen Bereich von ca. 3,1 ha umfassenden Grundstücke 
von bisheriger Grundschule und bisherigem Sportplatz sollen vermarktet und baulich entwi-
ckelt werden. 

Ziel der Entwicklung der Fläche ist die Schaffung eines attraktiven Wohngebiets mit großzü-
gig bemessenen Freiflächen sowie hoher städtebaulicher und architektonischer Qualität, das 
mindestens 30 Wohneinheiten, Seniorenwohnen („innovative Wohnformen für ältere Men-
schen“) sowie eine Ergänzung im Bereich der sozialen Infrastruktur und / oder Nahversor-
gungsangeboten entlang der Langforthstraße umfassen soll. Zwischen beiden Nutzungs-
schwerpunkten wird eine große Durchlässigkeit für Fußgänger und Radfahrer angestrebt. 

Die grundsätzlichen Tatbestandsvoraussetzungen für einen Bebauungsplan der Innenent-
wicklung gemäß § 13a BauGB sind zwar gegeben, aus Gründen der Rechtssicherheit soll 
der für die Entwicklung der Fläche erforderliche Bebauungsplan jedoch im Regelverfahren 
aufgestellt werden. Dies erfordert die parallele Änderung des Regionalen Flächennutzungs-
plans. Mit der Änderung lediglich des für eine Bebauung vorgesehenen zentralen Teils der 
im RFNP dargestellten Gemeinbedarfsfläche würden zwei isolierte Gemeinbedarfsflächen 
deutlich unterhalb der Regeldarstellungsschwelle des RFNP in der Plandarstellung verblei-
ben.  Um dies zu vermeiden soll mit der Änderung der gesamte bislang als Gemeinbedarfs-
fläche dargestellte Bereich flächennutzungsplanerisch geändert und künftig als Wohnbauflä-
che dargestellt werden. 
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3 Verfahrensablauf 

3.1 Verfahren 

Das Änderungsverfahren wurde durch gleichlautenden Beschluss der Räte der an der Pla-
nungsgemeinschaft beteiligten Städte eingeleitet.  

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit fand im Zeitraum vom 03.02.2014 bis 
03.03.2014 statt. Die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und das Scoping 
zur Ermittlung von Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung erfolgten im selben 
Zeitraum. 

Der Auslegungsbeschluss wurde zwischen dem 25.09.2014 und dem 17.11.2014 durch die 
Räte der Planungsgemeinschaft gefasst. Die anschließende öffentliche Auslegung sowie die 
förmliche Beteiligung fanden vom 05.01.2015 bis 05.02.2015 statt. 

Mit dem Aufstellungsbeschluss (entspricht nach LPlG dem abschließenden Planbeschluss) 
wird das RFNP- Änderungsverfahren beendet.  

Nach Beschlussfassung wird das Änderungsverfahren der Landesplanungsbehörde (Staats-
kanzlei NRW) zur Genehmigung eingereicht. Mit Veröffentlichung der erteilten Genehmigung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW und in den amtlichen Verkündungsorganen der Städ-
te wird die Änderung des RFNP Ziel der Raumordnung bzw. wirksam. 

3.2 Benehmen/Einvernehmen des RVR 

Seit Oktober 2009 ist der Regionalverband Ruhrgebiet (RVR) zuständiger Träger der staatli-
chen Regionalplanung im Ruhrgebiet. Der RVR wird daher mittelfristig einen Regionalplan 
für das gesamte Ruhrgebiet erarbeiten, der den RFNP in seiner Teilfunktion als Regionalplan 
ablöst. Nach der Überleitungsvorschrift zum RFNP des § 39 LPlG kann die Planungsge-
meinschaft den RFNP nach den Vorschriften des § 25 LPlG-alt ändern. Diese Regelung gilt 
bis zum Aufstellungsbeschluss (hierbei handelt es sich nach LPlG um den abschließenden 
Planbeschluss) des Regionalplans Ruhr durch die Verbandsversammlung des RVR bzw. bis 
zum 31.12.2015. Hinsichtlich der regionalplanerischen Inhalte des RFNP ist dabei bis zum 
verfahrenseinleitenden Erarbeitungsbeschluss des Regionalplans Ruhr das Benehmen da-
nach das Einvernehmen mit dem RVR herzustellen. Da das Änderungsverfahren 19 HER 
lediglich den bauleitplanerischen Teil des RFNP betrifft, ist eine Benehmensherstellung mit 
der Verbandsversammlung nicht erforderlich. 

3.3 Umgang mit den Stellungnahmen 

Im Rahmen der frühzeitigen und der förmlichen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
und der Bürger sind keine wesentlichen Bedenken vorgetragen worden, die zu einer Ände-
rung der Planung geführt haben. Aufgrund vorgetragener Hinweise und Anregungen von 
beteiligten Trägern öffentlicher Belange wurde die Begründung entsprechend angepasst. 
Eine Änderung der Plandarstellung erfolgte nicht. 

4 Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange und der Planungsalter-
nativen 

4.1 Umweltbelange 

Die Umweltprüfung wird zur Abschätzung der Umweltfolgen des RFNP-Änderungsverfahrens 
durchgeführt. Im Rahmen der Umweltprüfung sind insbesondere die voraussichtlichen erheb-
lichen Umweltauswirkungen, die die Durchführung der Planung auf die Umwelt hat, zu ermit-
teln, zu beschreiben und zu bewerten. Unter Einbeziehung der zuständigen Fachdienststellen 
sowie der beteiligten Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit wurde von der Pla-
nungsgemeinschaft der Umweltbericht erarbeitet. Dieser ist Bestandteil der Begründung zum 
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RFNP und lag allen abwägenden Entscheidungen zugrunde. Er enthält insbesondere Aussa-
gen zu 

 den Prüfmethoden und Bewertungskriterien, 

 der Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes, 

 der voraussichtlichen Umweltentwicklung bei Nichtdurchführung des Planes, 

 den voraussichtlichen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter (Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt, Landschaft, Boden, Wasser, Luft, Klima, Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung, Kultur- und Sachgüter),  

 den Verringerungs-, Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen.  
 
Der Änderungsbereich ist erheblich durch Umweltauswirkungen (Altlasten und Lärm) vorbe-
lastet. Eine Konfliktlösung hat auf Ebene der Bauleitplanung zu erfolgen. Die erforderlichen 
Untersuchungen und die Festlegung von Maßnahmen erfolgen im nachgeordneten Bebau-
ungsplanverfahren.  

Konflikte mit den Schutzgütern Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft sowie 
Wasser und Mensch sind möglich, können jedoch absehbar auf der Ebene der 
Bebauungsplanung durch Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich 
bewältigt werden.  

Die weitergehenden Planungsabsichten bedürfen eines Konzeptes zur 
Regenwasserbewirtschaftung. 

4.2 Alternativenprüfung 

Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben wurden die in Betracht kommenden anderweitigen 
Planungsmöglichkeiten im Umweltbericht dargelegt. Dabei beschränkt sich die Auswahl auf 
sinnvolle und gangbare Alternativen, die sich unter Berücksichtigung ökologischer, ökonomi-
scher, sozialer und technischer Aspekte sowie unter Beachtung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes und des Gebotes der Vernunft anbieten. Da es sich um eine baulich 
vorgenutzte Fläche handelt, wurde keine Alternativenprüfung durchgeführt. 

5 Monitoring 

bestehende Darstellung 

Fläche 
(ha) 

neue Darstellung 

Fläche 
(ha) 

FNP- Ebene 
Regionalplan-
Ebene 

FNP- Ebene 
Regionalplan-
Ebene 

Gemeinbedarfs-
fläche (Bildung) 

Allgemeiner Sied-
lungsbereich 

8,8 ha Wohnbaufläche Allgemeiner Sied-
lungsbereich 

8,8 ha 

Summe 8,8 ha Summe 8,8 ha 

Die Änderungen der Flächenbilanzen des Gesamtplanes im Zusammenhang mit den laufen-
den Änderungsverfahren werden im Rahmen des Monitorings fortgeschrieben. 

Das Monitoringkonzept für den RFNP ist so aufgebaut, dass mit Hilfe von unterschiedlichen 
Bausteinen die gesamträumlichen Auswirkungen der Planung erfasst werden können (siehe 
Kapitel 11.2 des Umweltberichts zum RFNP i. d. F. seiner Bekanntmachung). 

Bei der Durchführung des Monitorings wird im Einzelfall überprüft, ob einzelne Überwa-
chungsinstrumente oder Indikatoren (siehe dortige Tabelle 21) an neue Erkenntnisse anzu-
passen sind. Es können jeweils nur die Indikatoren herangezogen werden, für die zu dem 
Zeitpunkt des Monitorings aktuelle Informationen vorliegen.  

Zur Auswertung der ermittelten Daten werden über die aufgeführten umweltrelevanten Da-
ten hinaus die Ergebnisse der Raumbeobachtung herangezogen, die nunmehr durch die 
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staatliche Regionalplanungsbehörde (RVR) erfolgt. Bei Bedarf wird innerhalb der Planungs-
gemeinschaft eine Monitoringkonferenz durchgeführt, um zu ermitteln, welche Relevanz die 
festgestellten Umweltauswirkungen für den RFNP haben. 

Das Umweltmonitoring für den bauleitplanerischen Teil des Planes (Zuständigkeit Planungs-
gemeinschaft) soll zusammen mit der regionalplanerischen Raumbeobachtung des RVR im 
RFNP-Planbereich in einem dreijährigen Rhythmus durchgeführt werden. 

Das Monitoring beginnt sechs Jahre nach Rechtswirksamkeit des Planes.  

 


